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Auf Grund des § 2 Abs. 10 Nr. 1 bis 4 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 341) 
wird mit Zustimmung des Bundesrates verordnet: 
 
 
Erster Abschnitt - Art der baulichen Nutzung 
 
§ 1 Gliederung in Bauflächen und Baugebiete 
 
(1) Im Flächennutzungsplan sind, soweit es erforderlich ist, die für die Bebauung vorgesehenen Flächen (§ 5 
Abs. 2 Nr.1 Bundesbaugesetz) nach der allgemeinen Art ihrer baulichen Nutzung (Bauflächen) darzustellen als 
 
1. Wohnbauflächen (W) 

2. gemischte Bauflächen (M) 

3. gewerbliche Bauflächen (G) 

4. Sonderbauflächen (S) 
 
(2) Soweit es erforderlich ist, sind die Bauflächen nach der besonderen Art ihrer baulichen Nutzung in 
Baugebiete (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 Bundesbaugesetz) zu gliedern, und zwar: 
 
1. 
 

die Wohnbauflächen in 
a) Kleinsiedlungsgebiete 
b) reine Wohngebiete 
c) allgemeine Wohngebiete 

 
(WS) 
(WR) 
(WA) 

2. die gemischten Bauflächen in 
a) Dorfgebiete 
b) Mischgebiete 
c) Kerngebiete 

 
(MD) 
(MI) 
(MK) 

3. die gewerblichen Bauflächen in 
a) Gewerbegebiete 
b) Industriegebiete 

 
(GE) 
(GI) 

4. die Sonderbauflächen in 
a) Wochenendhausgebiete 
b) Sondergebiete 

 
(SW) 
(SO) 

 
(3) Im Bebauungsplan sind, soweit es erforderlich ist, die in Absatz 2 bezeichneten Baugebiete festzusetzen. 
Durch die Festsetzung werden die Vorschriften der §§ 2 bis 10 und 12 bis 14 Bestandteil des Bebauungsplanes, 
soweit nicht auf Grund der Absätze 4 und 5 etwas anderes bestimmt wird. 
 
(4) Im Bebauungsplan kann festgesetzt werden, daß Ausnahmen, die in den einzelnen Baugebieten nach den 
§§ 2 bis 9 vorgesehen sind, ganz oder teilweise nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden. 
 
(5) Im Bebauungsplan kann festgesetzt werden, daß Anlagen, die in den einzelnen Baugebieten nach den §§ 2 
bis 9 ausnahmsweise zugelassen werden können, in dem jeweiligen Baugebiet ganz oder teilweise allgemein 
zulässig sind, sofern die Eigenart des Baugebietes im allgemeinen gewahrt bleibt. 
 
 
§ 2 Kleinsiedlungsgebiete 
 
(1) Kleinsiedlungsgebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von Kleinsiedlungen und landwirtschaftlichen 
Nebenerwerbsstellen. 
 
(2) Zulässig sind 
1. Kleinsiedlungen, landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen und Gartenbaubetriebe, 
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störenden 

Handwerksbetriebe. 



 

 

(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden 
1. sonstige Wohngebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, 
2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
3. Tankstellen, 
4. nicht störende Gewerbebetriebe. 
 
 
§ 3 Reine Wohngebiete 
 
(1) Reine Wohngebiete dienen ausschließlich dem Wohnen. 
 
(2) Zulässig sind Wohngebäude. 
 
(3) Ausnahmsweise können Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Be-
darfs für die Bewohner des Gebietes dienen, sowie kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes zugelassen 
werden. 
 
(4) Im Bebauungsplan kann festgesetzt werden, daß in dem Gebiet oder in bestimmten Teilen des Gebietes nur 
Wohngebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen zulässig sind. 
 
 
§ 4 Allgemeine Wohngebiete 
 
(1) Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 
 
(2) Zulässig sind 
1. Wohngebäude, 
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störenden 

Handwerksbetriebe, 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 
 
(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden 
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
3. Anlagen für Verwaltungen sowie für sportliche Zwecke, 
4. Gartenbaubetriebe, 
5. Tankstellen, 
6. Ställe für Kleintierhaltung als Zubehör zu Kleinsiedlungen und landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen. 
 
(4) Im Bebauungsplan kann festgesetzt werden, dass in bestimmten Teilen des Gebietes nur Wohngebäude mit 
nicht mehr als zwei Wohnungen zulässig sind. 
 
 
§ 5 Dorfgebiete 
 
(1) Dorfgebiete dienen vorwiegend der Unterbringung der Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe und dem Wohnen. 
 
(2) Zulässig sind 
1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
2. Kleinsiedlungen und landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen, 
3. Wohngebäude, 
4. Betriebe zur Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, 
5. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
6. Handwerksbetriebe, die der Versorgung der Bewohner des Gebietes dienen, 
7. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 



 

 

8. Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke, 

9. Gartenbaubetriebe, 
10. Tankstellen. 
 
 
§ 6 Mischgebiete 
 
(1) Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht 
wesentlich stören. 
 
(2) Zulässig sind 
1. Wohngebäude, 
2. Geschäfts- und Bürogebäude, 
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
4. sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe, 
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
6. Gartenbaubetriebe, 
7. Tankstellen. 
 
(3) Ausnahmsweise können Ställe für Kleintierhaltung als Zubehör zu Kleinsiedlungen und landwirtschaftlichen 
Nebenerwerbsstellen zugelassen werden. 
 
 
§ 7 Kerngebiete 
 
(1) Kerngebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie der zentralen Einrichtungen 
der Wirtschaft und der Verwaltung. 
 
(2) Zulässig sind 
1. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 
2. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes und Vergnü-

gungsstätten, 
3. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
4. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 
5. Tankstellen, 
6. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter. 
 
(3) Ausnahmsweise können Wohnungen, die nicht unter Absatz 2 Nr. 6 fallen, zugelassen werden. 
 
 
§ 8 Gewerbegebiete 
 
(1) Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. 
 
(2) Zulässig sind 
1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, soweit diese Anlagen für die 

Umgebung keine erheblichen Nachteile oder Belästigungen zur Folge haben können, 
2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 
3. Tankstellen. 
 
(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden 
1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, 
2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 



 

 

(4) Die Gewerbegebiete einer Gemeinde oder Teile eines Gewerbegebietes können im Bebauungsplan nach der 
Art der Betriebe und Anlagen gegliedert werden. 
 
 
§ 9 Industriegebiete 
 
(1) Industriegebiete dienen ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben und zwar vorwiegend sol-
cher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind. 
 
(2) Zulässig sind 
1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 
2. Tankstellen. 
 
(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden 
1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, 
2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 
 
(4) Die Industriegebiete einer Gemeinde oder Teile eines Industriegebietes können im Bebauungsplan nach der 
Art der Betriebe und Anlagen gegliedert werden. 
 
 
§ 10 Wochenendhausgebiete 
 
In Wochenendhausgebieten sind ausschließlich Wochenendhäuser als Einzelhäuser zulässig. Ihre Grundfläche ist 
im Bebauungsplan, begrenzt nach der besonderen Eigenart des Gebietes unter Berücksichtigung der landschaft-
lichen Gegebenheiten, festzusetzen. 
 
 
§ 11 Sondergebiete 
 
(1) Als Sondergebiete dürfen nur solche Gebiete dargestellt und festgesetzt werden, die sich nach ihrer beson-
deren Zweckbestimmung wesentlich von den Baugebieten nach den §§ 2 bis 10 unterscheiden, wie Hochschul-, 
Klinik-, Kur-, Hafen- oder Ladengebiete. 
 
(2) Für Sondergebiete ist die Art der Nutzung entsprechend ihrer besonderen Zweckbestimmung darzustellen 
und festzusetzen. 
 
 
§ 12 Stellplätze und Garagen für Kraftfahrzeuge 
 
(1) Stellplätze und Garagen sind in allen Baugebieten zulässig, soweit sich aus den Absätzen 2 und 3 nichts 
anderes ergibt. 
 
(2) In Kleinsiedlungsgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten und Wochenendhausgebieten 
sind Stellplätze und Garagen nur für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf zulässig. 
 
(3) Unzulässig sind 
1. Stellplätze und Garagen für Lastkraftwagen und Kraftomnibusse in reinen Wohngebieten und Wochenend-

hausgebieten, 
2. Stellplätze und Garagen für Kraftfahrzeuge mit einem Eigengewicht über 3,5 Tonnen in Kleinsiedlungs-

gebieten und allgemeinen Wohngebieten. 
 
 
§ 13 Räume für freie Berufe 
 
Räume für die Berufsausübung freiberuflich Tätiger und solcher Gewerbetreibender, die ihren Beruf in ähnlicher 
Art ausüben, sind in den Baugebieten nach den §§ 2 bis 9 zulässig. 



 

 

§ 14 Nebenanlagen 
 
(1) Außer den in den §§ 2 bis 13 genannten Anlagen sind auch untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebiets selbst die-
nen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. Im Bebauungsplan kann die Zulässigkeit solcher Nebenanlagen 
und Einrichtungen eingeschränkt oder ausgeschlossen werden. 
 
(2) Die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Ab-
wasser dienenden Nebenanlagen können in den Baugebieten als Ausnahme zugelassen werden, auch soweit für 
sie im Bebauungsplan keine besonderen Flächen festgesetzt sind. 
 
 
§ 15 Allgemeine Voraussetzungen für die Zulässigkeit baulicher und sonstiger Anlagen 
 
(1) Die in den §§ 2 bis 14 aufgeführten baulichen und sonstigen Anlagen sind im Einzelfall unzulässig, wenn sie 
nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der Eigenart des Baugebiets widersprechen. Sie sind 
insbesondere unzulässig, wenn von ihnen Belästigungen oder Störungen ausgehen können, die für die Umge-
bung nach der Eigenart des Gebietes unzumutbar sind. 
 
(2) Absatz 1 gilt auch für die Änderung, Nutzungsänderung und Erweiterung baulicher und sonstiger Anlagen 
innerhalb der festgesetzten Baugebiete. 
 
(3) Bei der Anwendung der Absätze 1 und 2 dürfen nur städtebauliche Gesichtspunkte berücksichtigt werden. 
 
 
 
Zweiter Abschnitt - Maß der baulichen Nutzung 
 
§ 16 Allgemeine Vorschriften 
 
(1) Soweit es erforderlich ist, im Flächennutzungsplan das allgemeine Maß der baulichen Nutzung darzustellen, 
genügt die Angabe der Geschossflächenzahl oder der Baumassenzahl nach Maßgabe des § 17. 
 
(2) Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind die Vorschriften des § 17 
einzuhalten. Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch Festsetzung 
1. der Geschoßflächenzahl oder der Baumassenzahl, 
2. der Grundflächenzahl oder der Grundflächen der baulichen Anlagen und 
3. der Zahl der Vollgeschosse. 
 
(3) Von einzelnen der in Absatz 2 Satz 2 genannten Festsetzungen kann abgesehen werden, wenn die getroffenen 
Festsetzungen zur Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung im Rahmen des § 17 ausreichen. Auf die 
Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse darf jedoch nicht verzichtet werden, wenn dadurch die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes beeinträchtigt werden kann. 
 
(4) Im Bebauungsplan kann das Maß der baulichen Nutzung für Teile des Baugebietes oder für einzelne 
Grundstücke unterschiedlich festgesetzt werden. 
 
 



 

 

§ 17 Zulässiges Maß der baulichen Nutzung 
 
(1) Das Maß der baulichen Nutzung darf höchstens betragen 
 

1 2 3 4 5 

Baugebiet Zahl der 
Vollgeschosse 

(Z) 

Grundflächen- 
zahl 

(GRZ) 

Geschossflächen-
zahl 

(GFZ) 

Baumassen- 
zahl 

(BMZ) 

In Kleinsiedlungsgebieten 
(WS) bei: 

 
1 
2 

 
0,2 
0,2 

 
0,2 
0,3 

 
-- 
-- 

in reinen Wohngebieten 
(WR) 
allg. Wohngebieten (WA) 
Mischgebieten (MI) bei: 

 
 
 

1 
2 
3 

4 und mehr 

 
 
 

0,4 
0,4 
0,3 
0,3 

 
 
 

0,4 
0,7 
0,9 
1,0 

 
 
 

-- 
-- 
-- 
-- 

In Dorfgebieten (MD) bei: 1 
2 und mehr 

0,4 
0,4 

0,4 
0,6 

-- 
-- 

in Kerngebieten (MK) 
    Gewerbegebieten GE) 
bei: 

1 
2 
3 

4 und mehr 

0,8 
0,8 
0,6 
0,6 

0,8 
1,2 
1,6 
2,0 

-- 
-- 
-- 
-- 

In Industriegebieten (GI) 
....bei Stufe 
....bei Stufe II 
....bei Stufe III 

 
-- 
-- 
-- 

 
0,7 
0,7 
0,7 

 
-- 
-- 
-- 

 
3,0 
6,0 
9,0 

in Wochenendhaus-
gebieten (SW) 

 
1 

 
0,1 

 
0,1 

 
-- 

 
(2) In Gebieten, die für eine Bebauung mit eingeschossigen Wohngebäuden mit einem fremder Sicht entzogenen 
Gartenhof, wie Gartenhof- und Atriumhäuser, vorgesehen sind, können im Bebauungsplan eine Grundflächen-
zahl und eine Geschoßflächenzahl bis 0,6 festgesetzt werden. 
 
(3) In Gebieten, für die keine Baumassenzahl angegeben ist, darf bei Gebäuden, die Geschosse von mehr als 3,50 
m Höhe haben, eine Baumassenzahl, die das Dreieinhalbfache der zulässigen Geschoßflächenzahl beträgt, nicht 
überschritten werden. 
 
(4) Wird im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, so ist sie entweder als zwingend oder als 
Höchstgrenze festzusetzen. 
 
(5) Im Bebauungsplan kann vorgesehen werden, dass im Einzelfall von der Zahl der Vollgeschosse eine 
Ausnahme zugelassen werden kann, wenn die Grundflächenzahl und die Geschoßflächenzahl nicht überschritten 
werden. 
 
(6) Auf Grundstücke, die im Bebauungsplan ausschließlich für Stellplätze, Garagen oder Schutzraumbauten 
festgesetzt sind, sind die Vorschriften über die Grundflächenzahl nicht anzuwenden. Als Ausnahme kann zuge-
lassen werden, dass die nach Absatz1 zulässige Geschoßflächenzahl oder Baumassenzahl überschritten wird. 
 
(7) Für Sondergebiete ist das Maß der baulichen Nutzung entsprechend ihrer besonderen Zweckbestimmung 
darzustellen und festzusetzen. Dabei dürfen als Höchstwerte eine Grundflächenzahl von 0,8, eine Geschoß-
flächenzahl von 2,0 und eine Baumassenzahl von 9,0 nicht überschritten werden. Die Höchstwerte gelten nicht 
für geschlossene Hafengebiete. 
 



 

 

(8) In überwiegend bebauten Gebieten können im Bebauungsplan die Höchstwerte der Spalten 3 bis 5 des 
Absatzes 1 und des Absatzes7 überschritten werden, wenn städtebauliche Gründe dies rechtfertigen und sonstige 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 
 
(9) Das Maß der baulichen Nutzung kann in Industriegebieten unterschiedlich entsprechend den Werten der 
Tabelle nach Absatz 1 festgesetzt werden. 
 
 
§ 18 Vollgeschosse 
 
Als Vollgeschosse gelten Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind oder auf ihre 
Zahl angerechnet werden. 
 
 
§ 19 Grundflächenzahl, zulässige Grundfläche 
 
(1) Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche im 
Sinne des Absatzes 3 zulässig sind. 
 
(2) Zulässige Grundfläche ist der nach Absatz 1 errechnete Anteil des Baugrundstücks, der von baulichen 
Anlagen überdeckt werden darf. 
 
(3) Für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche ist die Fläche des Baugrundstücks maßgebend, die im Bau-
land und hinter der im Bebauungsplan festgesetzten Straßenbegrenzungslinie liegt. Ist eine Straßenbegren-
zungslinie nicht festgesetzt, so ist die Fläche des Baugrundstücks maßgebend, die hinter der tatsächlichen Stra-
ßengrenze liegt oder die im Bebauungsplan als maßgebend für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche fest-
gesetzt ist. 
 
(4) Auf die zulässige Grundfläche werden die Grundflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 nicht ange-
rechnet. Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht im Bauwich oder in den Abstands-
flächen zulässig sind oder zugelassen werden können. 
 
(5) In Kerngebieten, Gewerbegebieten und Industriegebieten können eingeschossige Garagen und überdachte 
Stellplätze ohne Anrechnung ihrer Grundflächen auf die zulässige Grundfläche zugelassen werden. In den 
übrigen Baugebieten werden solche Anlagen auf die zulässige Grundfläche nicht angerechnet, soweit sie 0,1 der 
Fläche des Baugrundstücks nicht überschreiten. Absatz 4 findet keine Anwendung. 
 
 
§ 20 Geschoßflächenzahl, Geschoßfläche 
 
(1) Die Geschoßflächenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Geschoßfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche 
im Sinne des § 19 Abs. 3 zulässig sind. 
 
(2) Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen zu ermitteln. Werden im 
Dachraum oder in Kellergeschossen Aufenthaltsräume zugelassen, so sind deren Flächen einschließlich der zu 
ihnen führenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände mitzurechnen. 
 
(3) Balkone sowie bauliche Anlagen und Gebäudeteile, deren Grundflächen nach § 19 Abs. 4 und 5 nicht 
angerechnet werden, bleiben bei der Ermittlung der Geschoßfläche unberücksichtigt. 
 
 
§ 21 Baumassenzahl, Baumasse 
 
(1) Die Baumassenzahl gibt an, wie viel Kubikmeter Baumasse je Quadratmeter Grundstücksfläche im Sinne des 
§ 19 Abs. 3 zulässig sind. 
 
(2) Die Baumasse ist nach den Außenmaßen der Gebäude vom Fußboden des untersten Vollgeschosses bis zur Decke 
des obersten Vollgeschosses zu ermitteln. Aufenthaltsräume, die im Dachraum oder in Kellergeschossen zugelassen 
werden, sind einschließlich der zu ihnen führenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände und 
Decken der Baumasse hinzuzurechnen. Bei baulichen Anlagen, bei denen eine Berechnung der Baumasse nach Satz 1 
nicht möglich ist, ist die tatsächliche Baumasse zu ermitteln. 



 

 

 
(3) Baumassen über Flächen, die nach § 19 Abs. 4 und 5 auf die zulässige Grundfläche nicht angerechnet 
werden, bleiben unberücksichtigt. 
 
 
 
Dritter Abschnitt - Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 
 
§ 22 Bauweise 
 
(1) Im Bebauungsplan ist, soweit es erforderlich ist, die Bauweise als offene oder geschlossene Bauweise 
festzusetzen. Ist die Bauweise nicht festgesetzt, so sind die Vorschriften über die offene Bauweise anzuwenden.  
 
(2) In der offenen Bauweise werden die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand (Bauwich) als Einzelhäuser, 
Doppelhäuser oder als Hausgruppen mit einer Länge von höchstens 50 m errichtet. Im Bebauungsplan können 
Flächen festgesetzt werden, auf denen nur Einzelhäuser und Doppelhäuser oder nur Hausgruppen zulässig sind. 
 
(3) In der geschlossenen Bauweise werden die Gebäude ohne seitlichen Grenzabstand errichtet, es sei denn, dass 
die vorhandene Bebauung eine Abweichung erfordert. 
 
(4) Im Bebauungsplan kann eine von Absatz 1 abweichende Bauweise festgesetzt werden. 
 
 
§ 23 Überbaubare Grundstücksfläche 
 
(1) Die überbaubaren Grundstücksflächen können durch die Festsetzung von Baulinien, Baugrenzen oder 
Bebauungstiefen bestimmt werden. 
 
(2) Ist eine Baulinie festgesetzt, so muß auf dieser Linie gebaut werden. Ein Vor- oder Zurücktreten von Gebäu-
deteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden. 
 
(3) Ist eine Baugrenze festgesetzt, so dürfen Gebäude und Gebäudeteile diese nicht überschreiten. Ein Vortreten 
von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden. 
 
(4) Ist eine Bebauungstiefe festgesetzt, so gilt Absatz 3 entsprechend. Die Bebauungstiefe ist von der tatsäch-
lichen Straßengrenze ab zu ermitteln, sofern im Bebauungsplan nichts anderes festgesetzt ist. 
 
(5) Wenn im Bebauungsplan nichts anderes festgesetzt ist, können auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 zugelassen werden. Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landes-
recht im Bauwich oder in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können. 
 
 
Vierter Abschnitt  
 
§ 24 Anwendung der Verordnung in den Fällen der §§ 33, 34 des Bundesbaugesetzes 
 
(1) In den Fällen des § 33 Bundesbaugesetz sind die Vorschriften dieser Verordnung entsprechend dem Stand 
der Planungsarbeiten anzuwenden. 
 
(2) In den Fällen des § 34 Bundesbaugesetz sind, soweit Festsetzungen, die Gegenstand dieser Verordnung sind, 
nicht bestehen, die Vorschriften dieser Verordnung entsprechend der vorhandenen Bebauung sinngemäß anzu-
wenden. Dabei ist das Baugebiet nach der tatsächlichen Eigenart der näheren Umgebung zu bestimmen. Die in § 
17 Abs. 1 genannten Höchstwerte für die Grundflächenzahl und die Geschoßflächenzahl dürfen, bezogen auf die 
in der Umgebung überwiegend vorhandene tatsächliche Geschoßzahl, nicht überschritten werden. 
 
(3) In den Fällen des Absatzes 2 kann von den Vorschriften dieser Verordnung mit Zustimmung der höheren Verwal-
tungsbehörde oder der von der Landesregierung bestimmten Behörde (§ 147 Abs. 2 Bundesbaugesetz) abgewichen 
werden, wenn die sinngemäße Anwendung zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abwei-
chung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist, oder wenn Gründe 
des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung erfordern. Die nach Satz 1 zuständige Behörde kann für genau begrenz-
te Fälle allgemein festlegen, daß ihre Zustimmung nicht erforderlich ist. 



 

 

 
 
Fünfter Abschnitt - Übergangs- und Schlußvorschriften 
 
§ 25 Fortführung eingeleiteter Verfahren 
 
Für Bauleitpläne, deren Aufstellung oder Änderung bereits eingeleitet ist, sind die dieser Verordnung entspre-
chenden bisherigen Vorschriften weiterhin anzuwenden, wenn die Pläne bei dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
bereits ausgelegt sind. 
 
 
§ 26 Berlin-Klausel 
 
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzblatt I S. 1) 
in Verbindung mit § 187 Bundesbaugesetz auch im Land Berlin. 
 
 
§ 27 Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am 1. des übernächsten Monats nach der Verkündung in Kraft. 
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